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In eigener Sache 

 

Heute überreichen wir Ihnen unsere Mandanteninformation 06/2023 zu Ihrer ertragreichen Lektüre, 

wenn es draußen kalt und innen hoffentlich gemütlich ist.  

 

Herr Kollege Torsten Geißler wird ab dem 8.12.2023 für vier Monate in Elternzeit sein. Seine Vertretung 

in dieser Zeit werden Herr Dr. Sebastian Schmuck und Frau Nele Harpke-Gläser übernehmen. 

Wir wünschen Herrn Geißler eine tolle Zeit mit seiner Familie. 

 

Gern weisen wir Sie auf die kommende Veranstaltung des Instituts für Verwaltung und Verwaltungsrecht 

in den neuen Bundesländern e.V. (IVVB) am 4. Dezember 2023 in der Juristenfakultät der Universität 

Leipzig, Burgstraße 21, Raum 4.33, hin. Die Sächsische Datenschutz- und Transparenzbeauftragte 

Frau Dr. Juliane Hundert, wird einen Vortrag über das neue Sächsische Transparenzgesetz – wesentliche 

Inhalte und erste praktische Erfahrungen halten. Anmeldungen werden an kanzlei@kurzschmuck.de 

erbeten. 

 

Wir wünschen Ihnen eine ruhige und besinnliche Vorweihnachtszeit und ein frohes Weihnachtsfest. 

 

Ihre  

 

KurzSchmuck Rechtsanwälte 
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LAG Mecklenburg-Vorpommern: Bahnfahren bei attestierter Arbeitsunfähigkeit 

 

In seinem Urteil vom 13.07.2023 – 5 Sa 1/23 hatte sich das Landesarbeitsgericht Mecklenburg-

Vorpommern mit dem Beweiswert einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung auseinanderzusetzen. Weil 

die zugespitzte Frage „Was darf der Arbeitnehmer machen, wenn er krankgeschrieben ist?“ viele 

Arbeitnehmer und auch einige Arbeitgeber beschäftigt, sei die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts 

kurz besprochen.  

 

Dem Rechtsstreit lag zugrunde, dass der Arbeitnehmer (angestellter Chefarzt) nach einer vom 

Arbeitgeber ausgesprochenen Kündigung während der Kündigungsfrist am ersten Tag der 

Arbeitsunfähigkeit in ca. 10 Stunden ca. 1.000 Kilometer mit der Bahn von seinem Arbeitsort 

(Mecklenburg-Vorpommern) zu seinem Wohnort (Süddeutschland) fuhr. Seine Hausärztin am Wohnort 

hatte dem Arbeitnehmer erst am Folgetag bescheinigt, dass er arbeitsunfähig wegen starker 

Kopfschmerzen, Hypertonie sowie weiterer Diagnosen war. Der Arbeitgeber zweifelte an der 

Arbeitsunfähigkeit seines Arbeitnehmers, weil dieser sonst nicht die Strapazen der langen Bahnfahrt 

hätte ertragen können und kaum nachvollziehbar sei, dass die Hausärztin das Ende der Arbeitsunfähigkeit 

ca. 14 Tage später absehen konnte – genau zu dem Zeitpunkt, als der bereits gewährte Urlaub des 

Arbeitnehmers begann. Den Urlaub trat der Arbeitnehmer pünktlich an – ebenso wie seine neue 

Arbeitsstelle bei einem anderen Arbeitgeber wenige Tage später.  

 

Der Arbeitgeber verweigerte dem Arbeitnehmer die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, welche der 

Arbeitnehmer letztlich gerichtlich durchsetzen musste. Das Arbeitsgericht hatte in erster Instanz dem 

klagenden Arbeitnehmer Recht gegeben – ebenso wie das Landesarbeitsgericht in der Berufungsinstanz.  

Das Landesarbeitsgericht führte in seiner Urteilsbegründung unter Anderem aus, dass nach dem Maßstab 

des Bundesarbeitsgerichts der Arbeitgeber den Beweiswert der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 

dadurch erschüttern könne, dass er tatsächliche Umstände darlegt und im Bestreitensfall beweist, die 

Zweifel an der Erkrankung des Arbeitnehmers ergeben der Folge, dass der ärztlichen Bescheinigung kein 

Beweis mehr dazu kommt. Beispielsweise sei der Beweiswert in der Regel erschüttert, wenn zeitgleich mit 

einer Kündigung eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung eingereicht wird, die passgenau die noch 

verbleibende Dauer des Arbeitsverhältnisses abdeckt. Nach Auffassung des Landesarbeitsgerichts sei der 

Beweiswert jedoch nicht allein deshalb erschüttert, weil diese einen Zeitraum innerhalb der 

Kündigungsfrist abdecke. 

 

Im vorliegenden Fall sah das Landesarbeitsgericht daher den Beweiswert 

Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung nicht erschüttert. Auch eine zehnstündige Bahnfahrt erschüttere den 

Beweiswert der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung nicht, weil nach Auffassung des Gerichts die Belastung 

einer zehnstündigen Bahnfahrt nicht annähernd der Belastung der Tätigkeit als Chefarzt gleiche. Dem 

attestierten Krankheitsbild des Arbeitnehmers widerspreche die Bahnreise nicht. Im Sinne einer schnellen 

Genesung erscheint es dem Gericht auch nachvollziehbar, dass der Arbeitnehmer seinen Hausarzt am 
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Wohnort aufsuchen wollte. Das Landesarbeitsgericht verurteilte den Arbeitgeber schließlich zur Zahlung 

des Entgelts im Krankheitsfall. 

 

Rechtsanwalt Torsten Geißler 
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Bundesverwaltungsgericht: Dienstunfallschutz bei Verletzung eines Beamten durch 

einen körperlichen Angriff eines Kollegen nach scherzhafter oder provozierender 

Bemerkung 

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch Urteil vom 13.07.2023 (2 C 3.22) entschieden, dass der Kontakt 

zu Kollegen während des Dienstes grundsätzlich zur Ausübung des Dienstes i. S. v. § 31 BeamtVG 

(entspricht § 33 SächsBeamtVG, § 38 LBeamtVG LSA) gehört, sodass hieraus resultierende Körperschäden 

von der Dienstunfallfürsorge des Dienstherrn umfasst sind. Anderes gilt, wenn das schädigende Ereignis 

nach den Umständen des Einzelfalls in einem dienstfremden Zusammenhang steht, wenn sich der 

Geschädigte dienstpflichtwidrig verhalten, das schädigende Ereignis selbst provoziert oder sich aktiv an 

einer "Rauferei" beteiligt hat. 

 

Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: Im Vorraum der Waffenkammer einer 

Bundespolizeibehörde kam es zu einem Handgemenge zwischen zwei Kollegen des Klägers und diesem, 

nachdem der Kläger seinen Kollegen zugerufen hatte, dass sie auch „Brüder“ sein könnten. Die Kollegen 

hielten ihn an einem Arm und einem Bein fest und versuchten ihn gewaltsam zu fixieren, wobei er das 

Gleichgewicht verlor. Dabei kam es zu körperlichen Verletzungen. Der Kläger begehrte die Anerkennung 

des erlittenen Körperschadens als Dienstunfall. Die Klage hatte in den Vorinstanzen Erfolg.  

 

Nach § 31 Abs. 1 Satz 1 BeamtVG (= § 33 Abs. 1 Satz 1 SächsBeamtVG, § 38 Abs. 1 Satz 1 LBeamtVG LSA) 

ist ein Dienstunfall ein auf äußerer Einwirkung beruhendes, plötzliches, örtlich und zeitlich bestimmbares, 

einen Körperschaden verursachendes Ereignis, das in Ausübung oder infolge des Dienstes eingetreten ist.  

 

Das gesetzliche Merkmal „in Ausübung des Dienstes“ verlangt nach Auffassung des 

Bundesverwaltungsgerichts eine besonders enge ursächliche Verknüpfung des Ereignisses mit dem 

Dienst. Der Sinn und Zweck der beamtenrechtlichen Dienstunfallfürsorge liege in einem über die 

allgemeine Fürsorge hinausgehenden besonderen Schutz des Beamten bei Unfällen, die außerhalb seiner 

privaten (eigenwirtschaftlichen) Sphäre im Bereich der in der dienstlichen Sphäre liegenden Risiken 

eintreten, also in dem Gefahrenbereich, in dem der Beamte entscheidend aufgrund der Anforderungen 

des Dienstes tätig werde. Der Beamte stehe bei Unfällen, die sich innerhalb des vom Dienstherrn 

beherrschbaren räumlichen Risikobereichs ereignen, unter dem besonderen Schutz der 

beamtenrechtlichen Unfallfürsorge. Zu diesem Bereich zähle der Dienstort, an dem der Beamte seine 

Dienstleistung erbringen muss, wenn dieser Ort zum räumlichen Machtbereich des Dienst-herrn gehört. 

Risiken, die sich hier während der Dienstzeit verwirklichen, seien dem Dienstherrn zuzurechnen, 

unabhängig davon, ob die Tätigkeit, bei der sich der Unfall ereignet hat, dienstlich geprägt sei. Eine 

Ausnahme gelte nur für den Fall, dass diese Tätigkeit vom Dienstherrn verboten ist oder dessen 

wohlverstandenen Interessen zuwiderläuft 
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Mit diesem Verständnis des Dienstunfalls werde dem Umstand Rechnung getragen, dass auch bei der 

Dienstausübung regelmäßig dienstliche und private Aspekte nicht streng voneinander zu trennen seien 

und es nur darum gehen könne, wann und unter welchen Voraussetzungen die auch bei der Ausübung 

des Dienstes naturgemäß gegebene „Gemengelage“ eindeutig dem privaten Bereich des Beamten 

zuzurechnen und daher von der Dienstunfallführsorge des Dienstherrn auszunehmen sei. Eine 

Interpretation, die darauf abstellte, ob der Beamte gerade im Augenblick der Einwirkung des Ereignisses 

auf seinen Körper mit einer spezifisch dienstlichen Verrichtung befasst war, ginge an der 

Lebenswirklichkeit vorbei und risse Vorgänge, die bei lebensnaher Betrachtung nur als Gesamtverhalten 

gewertet werden könnten, auseinander. Zudem würde diese Ansicht an den Nachweis des Vorliegens 

eines Dienstunfalls Anforderungen stellen, die sowohl den Dienst-herrn als auch den Beamten 

überfordern könnten. 

 

Die Frage, ob Verhaltensweisen unter Beamten während des Dienstes – wie etwa Scherze und 

„Neckereien“ – zur Ausübung des Dienstes gehören und daher von der Dienstunfallfürsorge des 

Dienstherrn umfasst seien, sei stets von den jeweiligen Umständen des Einzelfalls abhängig. Zwar 

spreche der räumliche, zeitliche und sachliche Zusammenhang hier grundsätzlich für eine Zuordnung der 

Geschehnisse zur Ausübung des Dienstes. Anderes gelte aber etwa, wenn das schädigende Ereignis nach 

den Umständen des Einzelfalls in einem dienstfremden Zusammenhang steht, wenn sich der Geschädigte 

dienstpflichtwidrig verhalten, das schädigende Ereignis selbst provoziert oder sich aktiv an einer 

„Rauferei“ beteiligt hat. In diesen Fällen seien etwaige Schäden nicht mehr vom Schutzzweck der 

Dienstunfallfürsorge des Dienstherrn erfasst. 

 

Maßgeblicher Anknüpfungspunkt für die Beurteilung, ob ein Dienstunfall vorliege, sei allein das Verhalten 

des geschädigten Beamten. Darauf, ob der oder die Schädiger mit ihrem Verhalten einen dienstbezogenen 

Zweck verfolgt haben oder es ggf. sogar grundlos zu dem Geschehensablauf und der Auswahl des 

Geschädigten kam, komme es nach dem Schutzzweck der Dienstunfallfürsorge nicht an. Auch in diesem 

Fall sei der Beamte dem Geschehen „in Ausübung des Dienstes“ ausgesetzt. 

 

Das Bundesverwaltungsgericht hat das Berufungsurteil, das in der Äußerung des geschädigten Beamten 

einen harmlosen Spaß gesehen hatte, aufgehoben und die Sache an das Oberverwaltungs-gericht 

zurückverwiesen. Es war der Auffassung, dass aufgrund des von den Vorinstanzen festgestellten 

Sachverhalts in der Äußerung des geschädigten Beamten ein provozierendes Verhalten gesehen werden 

könne, was zur Verneinung eines Dienstunfalls führen würde. Hierzu bedurfte es nach Auffassung des 

Bundesverwaltungsgerichts aber einer weiteren Sachaufklärung, so dass die Sache – das 

Bundesverwaltungsgericht ist als Revisionsgericht keine Tatsacheninstanz und darf deshalb keine 

Sachverhaltsaufklärung selbst vornehmen – an das Oberverwaltungsgericht zurückzuverweisen war. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D.  
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EuGH zum Umfang des Auskunftsrechts aus Art. 15 Abs. 3 DSGVO 

 

Nach Art. 15 Abs. 1 DSGVO hat jede Person das Recht, Auskunft über die ihn betreffenden 

personenbezogenen Daten zu erhalten, die von einem Verantwortlichen verarbeitet werden. Gemäß 

Art. 15 Abs. 3 DSGVO hat der Verantwortliche „eine Kopie der personenbezogenen Daten“ kostenfrei zur 

Verfügung zu stellen. Streitig ist, ob es nur um eine Kopie der Daten als solche geht oder ob die Personen 

einen Anspruch darauf hat, eine Kopie der Unterlagen zu erhalten, in denen die Daten verarbeitet sind. 

 

Der Europäische Gerichtshof hat mit Urteil vom 26.10.2023 – C-307/22 zu dieser Frage in einem 

Vorabentscheidungsverfahren Stellung genommen. In dem Fall ging es um eine Patientin, die gestützt 

auf Art. 15 Abs. 3 DSGVO von ihrer Zahnärztin eine kostenfreie Kopie der Behandlungsunterlagen 

verlangte. § 630g Abs. 2 Satz 2 BGB als nationale Regelung sieht für diesen Fall vor, dass dem 

Behandelnden die entstandenen Kosten einer Kopie der Patientenakte zu erstatten sind. Der 

Bundesgerichtshof hatte das Verfahren dem EuGH zur Beantwortung verschiedener Fragen vorgelegt. 

Unter anderem ging es um die Frage, ob der Anspruch aus Art. 15 Abs. 3 DSGVO im Arzt-Patienten-

Verhältnis einen Anspruch auf Überlassung von Kopien aller die personenbezogenen Daten des Patienten 

enthaltenden Teile der Patientenakte umfasst oder ob er nur auf Herausgabe einer Kopie der 

personenbezogenen Daten des Patienten als solche gerichtet ist. 

 

Der EuGH beantwortete diese Frage dahingehend, dass Art. 15 Abs. 3 DSGVO der betroffenen Person das 

Recht verleiht, eine originalgetreue Reproduktion ihrer personenbezogenen Daten zu erhalten. Dabei 

beziehe sich der Begriff „Kopie“ nicht auf ein Dokument als solches, sondern auf die personenbezogenen 

Daten, die es enthält und die vollständig sein müssen. Allerdings müsse es der betroffenen Person durch 

das Auskunftsrecht ermöglicht werden zu prüfen, ob die Daten in zulässiger Weise verarbeitet werden. 

Deshalb könne sich eine Reproduktion von Auszügen aus Dokumenten oder gar von ganzen Dokumenten 

als unerlässlich erweisen, wenn die Kontextualisierung der verarbeiteten Daten erforderlich ist, um ihre 

Verständlichkeit zu gewährleisten. Im Arzt-Patienten-Verhältnis sei daher die Zurverfügungstellung einer 

vollständigen Kopie der Dokumente erforderlich, wenn nur so die Überprüfung der Richtigkeit und 

Vollständigkeit der Daten und ihre Verständlichkeit gewährleistet wird. 

 

Für die in den öffentlichen Verwaltungen verarbeiteten Daten dürfte dieses Urteil bedeuten, dass der 

Auskunftsanspruch nicht nur eine Auflistung der verarbeiteten Daten als solches umfasst, weil der 

Betroffene nur mit einer solchen Auflistung nicht beurteilen kann, ob die Datenverarbeitung rechtmäßig 

erfolgt ist. Dies dürfte jeweils nur im Kontext des jeweiligen Dokuments möglich sein. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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OLG Frankfurt a.M.: Haftung des Jugendamts als Amtspfleger 

 

Mit Urteil vom 27.07.2023 (Az. 1 U 6/21) hat das Oberlandesgericht Frankfurt a.M. entschieden, dass das 

Jugendamt, welchem nach dem durch die Kindseltern erklärten Widerruf der Zustimmung von einer 

Inobhutnahme ihres Kindes das Aufenthaltsbestimmungsrecht übertragen wurde, die Fortdauer dieser 

Inobhutnahme zu überprüfen hat, insbesondere ob nunmehr eine Rückführung des Kindes zu einem 

Elternteil aus Gründen des Kindeswohls vorzunehmen ist.  

 

Sachverhalt: 

Im konkreten Fall machen der Vater und Sohn Ansprüche u.a. auf Zahlung von Schmerzensgeld wegen 

einer Inobhutnahme des Sohnes geltend.  

 

Im Rahmen eines Sorgerechtsstreits der getrennten Eltern teilte der Kindsvater dem zuständigen 

Jugendamt der Beklagten mit, dass der gemeinsame Sohn ihm erzählt habe, von seiner Mutter, bei 

welcher er lebte, geschlagen worden zu sein. Mitarbeiter des Jugendamtes der Beklagten nahmen das 

Kind einen Tag vor der mündlichen Verhandlung des Sorgerechtsverfahrens in Obhut und brachten es in 

einem Kinderheim unter. Im Rahmen der Verhandlung stimmten beide Eltern einer Inobhutnahme zu, 

widerriefen ihre Einwilligung in die Inobhutnahme jedoch, nachdem das Familiengericht das 

Aufenthaltsbestimmungsrecht des Kindes auf das Jugendamt der Beklagten übertrug. Mit einstweiliger 

Anordnung wurde der ursprüngliche Beschluss des Familiengerichts aufrechterhalten und aufgrund einer 

angenommenen Kindeswohlgefährdung i. S. d. § 1666 I BGB erweitert. Im Rahmen des Scheidungstermins 

wies das Familiengericht die Sorgerechtsanträge zurück und übertrug das Aufenthaltsbestimmungsrecht 

und weitere Teile des Sorgerechts auf das Jugendamt.  

 

Die Kindseltern legten Beschwerde ein. Die Vollziehung des amtsgerichtlichen Beschlusses wurde 

zwischenzeitlich ausgesetzt und das Kind zunächst an die Kindsmutter herausgegeben. Später hat das 

OLG den Beschluss des Familiengerichts aufgehoben und die alleinige elterliche Sorge auf den Kindsvater 

übertragen. 

 

Die Kläger machen geltend, dass die Mitarbeiter des Jugendamtes der Beklagten bei der Inobhutnahme 

pflichtwidrig gehandelt hätten. Mit dem angefochtenen Urteil wies das LG Frankfurt a.M. die Klage ab.  

 

Die Berufung hatte teilweise Erfolg:  

Die Beklagte wurde verurteilt, an den Kläger 3.000,00 Euro nebst Zinsen zu zahlen und ihn von 

vorgerichtlichen Anwaltskosten freizustellen. Zudem wurde festgestellt, dass die Beklagte verpflichtet ist, 

dem Kläger zukünftige Schäden zu ersetzen. 

 

Die Inobhutnahme stellte anfangs zwar keine schuldhafte Amtspflichtverletzung dar, jedoch hätte die 

Fortdauer dieser Inobhutnahme geprüft werden müssen, insbesondere ob eine Rückführung des Kindes 
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zu einem Elternteil aus Gründen des Kindeswohls vorzunehmen ist. Die Trennung des Kindes von den 

Eltern dürfe nicht außer Verhältnis zur Abwendung der Kindeswohlgefahr stehen. Eine nicht 

gerechtfertigte Fremdunterbringung kann eine schwerwiegende Verletzung des Persönlichkeitsrechts 

des Kindes darstellen und auf der Rechtsfolgenseite auch die Zuerkennung einer Geldentschädigung nach 

sich ziehen. 

 

Rechtsanwältin Anja Pauli 
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Das neue Ehegattennotvertretungsrecht 

 

Am 01.01.2023 ist das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts in Kraft getreten. 

Es stärkt u.a. die Selbstbestimmung von betreuten Menschen und die Qualität der rechtlichen Betreuung, 

hat aber auch zu einer Neufassung des § 1358 BGB geführt, welcher nunmehr ein sogenanntes 

Ehegattennotvertretungsrecht vorsieht. Bis dahin konnten Ehegatten sich nur aufgrund einer Vollmacht 

oder als von einem Betreuungsgericht bestellter rechtlicher Betreuer vertreten, ein gesetzliches 

Vertretungsrecht existierte nicht. 

 

Nunmehr bestimmt § 1358 BGB, dass, wenn ein Ehe- oder Lebenspartner (i.S.d. LPartG) aufgrund 

Bewusstlosigkeit oder Krankheit (bspw. Unfall, Koma, Herzinfarkt) seine gesundheitlichen 

Angelegenheiten nicht mehr selbst besorgen kann, für die Dauer von maximal sechs Monaten sein 

Ehegatte die diesbezüglichen Entscheidungen treffen kann. Somit kann eine vorläufige gerichtliche 

Anordnung einer Betreuung entbehrlich werden.  

 

Zu den gesundheitlichen Angelegenheiten zählen u.a. die Einwilligung in Untersuchungen, 

Heilbehandlungen und ärztliche Eingriffe sowie der Abschluss von Krankenhaus- oder Rehaverträgen. 

Auch ist der Ehegatte berechtigt, über freiheitsentziehende Maßnahmen (z.B. die Anbringung von 

Bettgittern oder Gurten) zu entscheiden, diese dürfen die Dauer von sechs Wochen allerdings nicht 

überschreiten. Der vertretende Ehegatte hat die Vertretung grundsätzlich so auszuführen, wie es den 

Wünschen des vertretenen Ehegatten entspricht. 

 

Die Entscheidung über freiheitsentziehende Maßnahmen muss durch das Betreuungsgericht genehmigt 

werden. Dasselbe gilt für die Einwilligung in einen ärztlichen Eingriff oder eine Heilbehandlung, wenn die 

begründete Gefahr besteht, dass der Ehegatte aufgrund dieser stirbt oder einen schweren oder länger 

dauernden Schaden erleidet.  

 

Der vertretende Ehegatte kann Einsicht in die Krankenakte nehmen, zudem ist der behandelnde Arzt ihm 

gegenüber von seiner Schweigepflicht entbunden. 

 

Das Ehegattennotvertretungsrecht gilt nicht für getrenntlebende Ehegatten und auch nicht, wenn dem 

vertretenden Ehegatten oder dem behandelnden Arzt bekannt ist, dass der vertretene Ehegatte eine 

solche Vertretung ablehnt oder er jemand anderen zur Wahrnehmung der vorgenannten 

Angelegenheiten bevollmächtigt hat. Das Ehegattennotvertretungsrecht kommt auch nicht zur 

Anwendung, wenn bereits ein rechtlicher Betreuer für den vertretenen Ehegatten bestellt wurde. 

 

Der vertretende Ehegatte soll von dem behandelnden Arzt ein Schriftstück erhalten, welches das 

Vorliegen der Voraussetzungen des Ehegattennotvertretungsrechts sowie den Zeitpunkt der erstmaligen 

Ausübung dokumentiert. Der vertretende Ehegatte muss dafür versichern, dass er das 
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Ehegattennotvertretungsrecht bislang noch nicht ausgeübt hat und keiner der vorgenannten 

Ausschlussgründe vorliegt. Auf der Website der Deutschen Krankenhausgesellschaft findet sich ein 

entsprechendes Muster. 

 

Wer nicht möchte, dass sein Ehegatte in einem solchen Fall die Vertretung übernimmt, kann dies zunächst 

formlos durch Widerspruch bekannt machen. Der Widerspruch kann zudem im Zentralen 

Vorsorgeregister eingetragen werden, welches der behandelnde Arzt einsehen kann. 

Vorsorgevollmachten, welche Gesundheitsangelegenheiten umfassen, gehen dem 

Ehegattennotvertretungsrecht vor, Patientenverfügungen bleiben verbindlich. 

 

Zu beachten ist, dass das Ehegattennotvertretungsrecht nicht die allgemeine Vermögenssorge umfasst, 

weshalb es sich weiterhin empfiehlt, eine Vorsorgevollmacht zu erteilen. 

 

Rechtsanwältin Nele Harpke-Gläser 
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OVG Bautzen zur Eintragung einer Straße in das Bestandsverzeichnis: tatsächliche 

Nutzung am 16.02.1993 maßgeblich 

 

Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat in einem von uns vertretenen Verfahren mit Beschluss vom 

20.11.2023 – 1 A 552/21 erneut die Voraussetzungen zur Eintragung einer Straße in das 

Bestandsverzeichnis der Gemeindestraßen nach § 53 Abs. 1 SächsStrG entschieden. 

 

Streitig war die Eintragung eines Straßenrandstreifens in das kommunale Bestandsverzeichnis für die 

Gemeindestraßen. Nach einer Beweisaufnahme mit Ortsbesichtigung im Jahr 2020 hatte das 

Verwaltungsgericht Leipzig entschieden, dass die Eintragung zu Recht erfolgte. Der hiergegen von dem 

Grundstückseigentümer gerichtete Antrag auf Zulassung der Berufung hatte keinen Erfolg. 

 

Der Senat hielt an seiner ständigen Rechtsprechung fest, wonach es für das Tatbestandsmerkmal der 

ausschließlich öffentlichen Nutzung einer Straße nach § 53 Abs. 1 SächsStrG maßgeblich auf die 

tatsächliche Nutzung durch die Allgemeinheit am Stichtag 16. Februar 1993 ankommt, sodass im 

Einzelfall selbst eine rechtswidrige Nutzung durch Dritte die übergangsrechtlich begründete 

Qualifizierung als öffentliche Verkehrsfläche begründen oder ausschließen könne. Entscheidend sei, ob 

eine bestehende Wegeanlage am Stichtag ausschließlich der öffentlichen Nutzung diente, was nach der 

örtlichen Verkehrsanschauung zu beurteilen sei. Eine ausschließlich öffentliche Nutzung am Stichtag 

setze voraus, dass ein nicht näher bestimmter Personenkreis die Verkehrsfläche ohne besondere 

Zulassung kraft ausdrücklicher oder stillschweigender Duldung des Verfügungsberechtigten benutzen 

durfte. Eine Nutzung durch einen beschränkten Personenkreis – Anlieger – beinhalte grundsätzlich keinen 

Gemeingebrauch, sondern eine subjektive Auswahl des begünstigten Personenkreises im Sinne eines 

Interessentenweges, wobei es auf die genaue Anzahl der Nutzer nicht ankomme.  

 

Diese Voraussetzungen sahen die Gerichte in dem Streitfall als gegeben an. Dabei war unerheblich, dass 

es sich bei der Straße im Zeitpunkt der Eintragung um eine Sackgasse handelte. Dies war am 16.02.1993 

noch anders, sodass die Eintragung rechtmäßig erfolgen konnte. 

 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian Schmuck 

Fachanwalt für Verwaltungsrecht 
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Oberverwaltungsgericht für das Land Sachsen-Anhalt: Fiktiver Erbenbesitz und 

polizeirechtliche Zustandsverantwortlichkeit 

 

Das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt (im Folgenden: OVG Magdeburg) hat mit 

Beschluss vom 18.09.2023 (2 M 86/23) entschieden, dass der nicht tatsächlich ausgeübte (fiktive) 

Erbenbesitz nach § 857 BGB („Der Besitz geht auf den Erben über“) keine Zustandsverantwortlichkeit im 

Sinne des § 8 des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt (SOG 

LSA) begründet. 

 

Gegenstand des auf die Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes gerichteten Verfahrens war ein Bescheid, 

mit dem der Landkreis L. der A. unter Anordnung der sofortigen Vollziehung u. a. aufgab, ein ehemaliges 

Wohngebäude bis auf eine bestimmte Höhe zurückzubauen, Nebengebäude auf dem Grundstück 

vollständig abzubrechen, die bei den angeordneten Abbrüchen anfallenden Abfälle nach Abfallarten 

getrennt zu erfassen und durch einen zertifizierten Entsorgungsfachbetrieb ordnungsgemäß zu 

entsorgen sowie entsprechende Entsorgungsnachweise vorzulegen. A. ist die Erbin des verstorbenen M., 

zu dessen Gunsten eine Auflassungsvormerkung eingetragen war und auf den am 01.01.1995 

entsprechend den Regelungen eines Grundstückskaufvertrags der Besitz am Grundstück übergegangen 

war. 

 

In dem Verfahren kam es u. a. maßgeblich darauf an, ob die A. Inhaberin der tatsächlichen Gewalt über 

das Grundstück im Sinne des § 8 Abs. 1 Satz 1 SOG LSA war. Unter Berufung auf obergerichtliche 

Rechtsprechung führte das OVG Magdeburg aus: 

 

Die Verantwortlichkeit des Eigentümers oder des Inhabers der tatsächlichen Gewalt für den polizeilichen 

Zustand von Sachen sei Ausfluss der tatsächlichen und rechtlichen Sachherrschaft, welche die Nutzung 

der Sache mit den sich daraus ergebenden wirtschaftlichen Vorteilen ermöglicht. Tatsächliche Gewalt an 

einer Sache setze eine gewisse Dauer der Beziehung, räumliche Zugänglichkeit und die Möglichkeit 

voraus, zu jeder Zeit und beliebig auf die Sache einzuwirken; maßgeblich seien die Verkehrsauffassung 

und eine zusammenfassende Würdigung aller Umstände. Daher komme es nicht (allein) auf die Rechts-

beziehungen an, sondern maßgeblich auf die tatsächliche Beziehung einer Person zu einer Sache. 

 

Der nicht tatsächlich ausgeübte, das heißt fiktive Erbenbesitz nach § 857 BGB begründe mangels tat-

sächlicher Beziehung zu einer Sache keinen Gewahrsam im Sinne einer tatsächlichen, nach außen er-

kennbaren Sachherrschaft. Die Wirkungen der abgeleiteten Besitzposition nach § 857 BGB entsprächen 

zwar grundsätzlich denen, die der Besitz für den Erblasser hatte. Abweichungen ergäben sich jedoch 

daraus, dass der Erbe die tatsächliche Sachherrschaft gerade nicht innehabe. Der Erbenbesitz sei ein Besitz 

ohne Sachherrschaft. Die tatsächliche Sachherrschaft könne nicht gesetzlich für jemanden bestimmt 

werden, dem sie fehle. Ein mit Sachherrschaft verbundener Besitz des Erben entstehe erst durch die 
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Erlangung der tatsächlichen Gewalt. Habe der Erbe diese tatsächliche Gewalt über das Grundstück nicht 

ergriffen, begründe allein der Erbenbesitz nach § 857 BG keine Zustandsverantwortlichkeit.  

 

Soweit kreislaufwirtschaftliche Anordnungen Gegenstand des Verfahrens waren – die Entscheidung des 

OVG Magdeburg enthält hierzu mangels Entscheidungserheblichkeit keine Ausführungen – richtet sich 

die Verantwortlichkeit der als Überlassungspflichtige i. S. d. § 17 Abs. 1 Satz 1 KrWG bzw. Verwertungs-

pflichtige i. S. d. § 7 Abs. 2 Satz 2 KrWG in Anspruch genommen A. nach ihrem Besitz an den Abfall 

bildenden Gegenständen. Nach § 3 Abs. 9 KrWG ist Besitzer von Abfällen im Sinne des 

Kreislaufwirtschaftsgesetzes jede natürliche oder juristische Person, die die tatsächliche Sachherrschaft 

über Abfälle hat. Da die letztgenannte Norm an die tatsächliche Sachherrschaft anknüpft, reicht der nicht 

tatsächlich ausgeübte – fiktive – Erbenbesitz ebenfalls nicht aus, um gegenüber dem Erben eine den 

Besitz von Abfällen voraussetzende kreislaufwirtschaftsrechtliche Anordnung zu erlassen. 

 

Rechtsanwalt Michael Raden 

Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht a.D. 
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OVG Magdeburg: Kein Erlass von Änderungsbescheiden im Verfahren auf Zulassung 

der Berufung möglich? 

 

Das Verwaltungsgericht Halle hatte in mehreren Verfahren Straßenausbaubeitragsbescheide einer Stadt 

aufgehoben, weil diese die Beiträge grundstücksbezogen und nicht für eine wirtschaftliche Einheit 

erhoben hatte. Die Stadt erließ innerhalb der Rechtsmittelfrist Änderungsbescheide und berechnete die 

Beiträge unter Zugrundelegung der Rechtsauffassung des Verwaltungsgerichts neu. 

  

Mit mehreren Beschlüssen vom 28.10.2023, z. B. Im Verfahren 4 L 206/23, hat das 

Oberverwaltungsgericht Magdeburg den jeweiligen Zulassungsantrag der beklagten Stadt verworfen, 

weil er unzulässig sei. Der Stadt fehle es durch die eingetretene Erledigung in der Hauptsache an dem 

notwendigen Rechtsschutzbedürfnis für die Durchführung eines Berufungsverfahrens. 

 

Nach Auffassung des Oberverwaltungsgerichts haben sich die Anfechtungsklagen gegen die Bescheide 

der Stadt durch den Erlass der Änderungsbescheide erledigt. Die Ausgangsbescheide wären unwirksam 

geworden. Zwar nehmen Änderungsbescheide nicht generell den Regelungsgehalt des geänderten 

Bescheids in sich auf und müssen dann vorrangig im Rechtswege angegriffen werden. Die Aufhebung 

eines ursprünglichen Bescheids kommt aber nicht mehr in Betracht, wenn der Änderungsbescheid den 

angefochtenen Verwaltungsakt zurücknimmt, widerruft oder in allen seinen Regelungsteilen ersetzt, so 

dass der angefochtene Verwaltungsakt keine Rechtswirkungen mehr zeitigt. Dies beurteilt sich danach, 

welchen Regelungsinhalt der angefochtene und der ihn ändernde Bescheid jeweils haben. In dem 

vorliegenden Fall werden nach Auffassung des Gerichts die Regelungen des Ausgangsbescheids 

vollständig durch die Regelungen des Änderungsbescheids ersetzt. Denn die Änderungsbescheide würden 

für die Grundstücke eine Neufestsetzung des Straßenausbaubeitrags nun unter Berücksichtigung 

weiterer Buchgrundstücke enthalten. 

 

Demnach handelt es sich - so das Oberverwaltungsgericht - nicht um den Fall einer neuen Tatsache in 

Gestalt einer veränderten Rechtsgrundlage der Bescheide. Daraus ergibt sich das Fehlen eines besonderen 

Interesses der Stadt an der Durchführung eines Berufungsverfahrens. Die Änderungsbescheide sind nicht 

Gegenstand des Zulassungsverfahrens geworden. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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VG Magdeburg gibt Rechtsprechung zum besonderen Herstellungsbeitrag auf 

 

Nach ständiger Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts des Landes Sachsen-Anhalt ist ein 

Grundstück grundsätzlich erst dann von einer leitungsgebundenen öffentlichen Einrichtung bevorteilt, 

wenn der aus der Anschlussmöglichkeit resultierende Vorteil in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht auf 

Dauer sicher geboten wird. Bietet der Entsorgungspflichtige einen Anschluss an einen Hauptsammler, der 

(teilweise) über Grundstücke verläuft, die im Eigentum eines Dritten stehen, und dessen Lage und 

rechtlicher Bestand nicht durch Eintragung einer Baulast oder Grunddienstbarkeit zugunsten des 

Entsorgungspflichtigen gesichert ist, so fehlt es an einer auf Dauer gesicherten 

Inanspruchnahmemöglichkeit. 

 

Ausdrücklich hat das Oberverwaltungsgerichts des Landes Sachsen-Anhalt im Urteil vom 16.06.2020 – 4 

L 7/19 entschieden, dass die Erhebung des besonderen Herstellungsbeitrages (auch Herstellungsbeitrag 

II - HB II genannt) voraussetzt, dass dem veranlagten Grundstück bereits vor Inkrafttreten des 

Kommunalabgabengesetzes am 15.06.1991 eine Anschlussmöglichkeit durch eine zentrale 

leitungsgebundene Einrichtung geboten werden konnte. Zudem bedingt das Entstehen der sachlichen 

Beitragspflicht für den Herstellungsbeitrag II eine tatsächliche und rechtlich dauerhaft gesicherte 

Anschlussmöglichkeit. 

 

Nach der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Magdeburg musste die sachliche 

Beitragspflicht für den Herstellungsbeitrag II vor Ablauf der Frist des § 18 Abs. 2 KAG LSA (31.12.2015) 

entstanden sein, um den Vorgaben der §§ 13b Satz 1, 18 Abs. 2 KAG LSA zu entsprechen (vgl. VG 

Magdeburg, Urt. v. 05.12.2018 - 9 A 301/17, juris, Rn. 30 und Urt. v. 28.03.2019 - 8 A 25/18, juris, Rn. 48). 

Mit Beschluss vom 11.10.2023 - 9 B 168/23 MD hält das Verwaltungsgericht Magdeburg an dieser 

Rechtsprechung nicht mehr fest. 

 

Nach nunmehriger Auffassung des Verwaltungsgerichts ist es unschädlich, wenn die sachliche 

Beitragspflicht erst mit der rechtlichen Sicherung der Leitungsführung bis zu einer Kläranlage nach Ablauf 

der Frist der §§ 13b Satz 1, 18 Abs. 2 KAG LSA entstanden ist. Durch den Verweis in § 13b Satz 2 KAG auf 

u.a. § 171 Abs. 3a Sätze 1 und 2 AO hat der Gesetzgeber deutlich gemacht, dass im Falle der Anfechtung 

eines vor Ablauf der Festsetzungshöchstfrist erlassenen Bescheids bis zu dessen Bestandskraft 

Rechtsmängel beseitigt werden können und ein zunächst rechtswidriger Beitragsbescheid rechtmäßig 

werden kann. 

 

Diese Auffassung vertritt auch das VG Halle (vgl. z.B. Urt. v. 09.11.2022 – 4 A 197/21). Das 

Oberverwaltungsgericht hat diese Rechtsfrage bisher offengelassen. 

 

Rechtsanwalt Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht  
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OVG Magdeburg: Beitragserhebungspflicht für Investitionen in leitungsgebundene 

Einrichtungen? 

 

Mit Beschluss vom 28.11.2023 - 4 M 239/23 hat sich das Oberverwaltungsgericht Magdeburg zur 

Auslegung von § 6 Abs. 1 Satz 1 KAG-LSA in der seit dem 8. Oktober 2019 geltenden Fassung geäußert. 

Strittig war, ob durch die Norm in dem Fall ausreichender Haushaltsmittel ein Ermessen eröffnet ist, von 

zurückliegend entschiedenen Beitragserhebungen nachträglich Abstand zu nehmen. Zu beurteilen war, 

ob eine Pflicht zum Erlass einer Satzung zur Erhebung von besonderen Herstellungsbeiträgen bestand, 

um eine vom Verwaltungsgericht Magdeburg und vom Oberverwaltungsgericht für nichtig befundene 

Satzung von 2015 zu heilen. 

 

Nach Auffassung des Oberverwaltungsgerichts ist § 6 Abs. 1 Satz 1 KAG-LSA dahingehend auszulegen, 

dass eine Rückwirkung der Vorschriften nicht beabsichtigt ist. In einem solchen Fall bleibt der Bestand der 

altrechtlichen Entscheidungen unberührt und nur diejenigen Entscheidungen unterstehen dem neuen 

Recht, die nach seinem Inkrafttreten - gegebenenfalls in den bereits unter Geltung des alten Rechts 

begonnenen und weiterzuführenden Verfahren - noch zu treffen sind. Gemessen hieran ist die 

Entscheidung über die Beitragserhebung im Jahr 2023 nicht unter Geltung des neuen Rechts zu treffen. 

Sie ist mit dem Erlass der Satzung von 2015 schon getroffen worden. Für die rückwirkende Änderung einer 

Beitragserhebung eröffnet § 6 Abs. 1 Satz 1 KAG-LSA in der seit dem 8. Oktober 2019 hingegen kein 

Ermessen. Nach seinem Wortlaut geht es um die Entscheidung, ob ein Beitrag erhoben wird, und nicht 

darum, ob eine unter Geltung früheren Rechts getroffene Entscheidung geändert wird. 

 

Der Sinn und Zweck der Vorschrift spricht ebenfalls gegen die Möglichkeit einer rückwirkenden Änderung. 

Nach der Intention des Landesgesetzgebers soll die Neufassung nur dazu führen, dass zukünftig 

Investitionen über Benutzungsgebühren (teil-)finanziert werden können, dass zukünftig eine reine 

Gebührenfinanzierung nicht mehr gänzlich ausgeschlossen ist und dass zukünftig auch die Möglichkeit 

einer Mischfinanzierung besteht. Damit wird ungeachtet des Volumens zur Verfügung stehender 

Haushaltsmittel ein Systemwechsel weg von bisherigen Beitragsdeckungen hin zu gemischten oder 

ausschließlich gebührenfinanzierten Modellen allein für künftige, noch nicht entschiedene 

Aufwandssachverhalte eröffnet. Eine Abkehr von den unter langjähriger Geltung der 

Beitragserhebungspflicht entschiedenen Aufwandssachverhalten wird von dieser Zweckrichtung 

hingegen nicht gedeckt. 

 

Rechtsanwältin Dr. Nadine Däumichen 

Fachanwältin für Verwaltungsrecht 
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Landgericht Koblenz: Mieter muss für Kratzer im Aufzug zahlen 

 

Mit Urteil vom 24.04.2023 (Az. 4 O 98/21) hat das Landgericht Koblenz entschieden, dass ein Mieter, der 

beim Auszug die Aufzugkabine des Fahrstuhls beschädigt hatte, die Reparaturkosten in Höhe von 

insgesamt 13.550,00 € an den Vermieter zu zahlen hat. 

 

Im konkreten Fall entstanden beim Auszug des Mieters durch die Nutzung des vier Jahre alten Fahrstuhls 

zum Möbeltransport diverse Kratzer an der Edelstahlverkleidung der Seiten- und Hinterwand. Der 

Eigentümer wollte deshalb die gesamte Innenverkleidung austauschen lassen, der Kostenvoranschlag 

belief sich auf insgesamt 13.500,00 €.  

 

Der Mieter verweigert die vollständige Zahlung der Reparaturkosten mit Verweis darauf, dass es sich bei 

den entstandenen Kratzern lediglich um optische Beeinträchtigungen handle und der vollständige 

Austausch der Innenverkleidung unverhältnismäßig sei. Ausreichend sei die Anbringung einer 

Wandverkleidung, um die Schäden zu kaschieren. Die Haftpflichtversicherung des Mieters zahlte nur 

einen Teilbetrag i.H.v. 5.000,00 €; der Vermieter erhob Klage vor dem Landgericht Koblenz. 

 

Das Landgericht Koblenz holte ein Sachverständigengutachten ein, ausweislich dessen die vom Beklagten 

vorgeschlagene Anbringung einer Wandverkleidung ausscheide, weil mit einer solchen Maßnahme die 

Statik beeinträchtigende Gewichtsveränderungen an der Kabine einhergingen. Dem bestehende 

Anspruch des Vermieters auf Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands stünden auch keine 

unverhältnismäßigen Kosten entgegen, da es sich im konkreten Fall um erhebliche optische 

Beeinträchtigungen handle und zudem die Reparaturkosten hinter dem Zeitwert des Aufzugs i.H.v. 

17.000,00 € zurückblieben. 

 

Rechtsanwältin Nele Harpke-Gläser 

 


